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Stadtregionen sind zentrale Wachstumsmotoren der
regionalen Wirtschaftsentwicklung sowie bedeuten-
de Versorgungszentren für die Bevölkerung im ver-
städterten wie auch im ländlichen Raum. Im Jahr
2001 wohnten etwa 69 % der Bevölkerung (ca. 5,54
Millionen EinwohnerInnen) in den Stadtregionen
Österreichs; etwa 54 % allein im verdichteten Agglo-
merationsraum. In den Stadtregionen konzentrieren
sich zudem die wirtschaftlichen Aktivitäten (77 % al-
ler Beschäftigten/Arbeitsplätze). 

Innerhalb und zwischen Stadtregionen sind aber
auch ungleiche Wertschöpfung und Arbeitsplatzent-
wicklung sowie starke Veränderungen im demografi-
schen Aufbau und der Bevölkerungsentwicklung
durch räumlich divergente Wanderungs- und Gebur-
tenbilanzen (inter- und intraregionale Polarisierung).
Aufgrund beider genannter Trends kommt es zu un-
gleicher fiskalischer Entwicklung zwischen Kernstadt
und Umlandgemeinden, zu starker Zersiedelung und
Zunahme des Flächenverbrauchs, zu hohem Res-
sourcenverbrauch sowie zu zunehmend unausgewo-
gener Erschließung mit Leistungen des ÖPNV, welche
die Erreichbarkeit von peripheren Gebieten inner-
halb der Stadtregion verschlechtern. Das sind einige
zentrale Probleme in Stadtregionen, welche große
Herausforderungen für eine zielgerichtete räumliche
Steuerung darstellen.

Die vorliegende Publikation widmet sich daher ein-
gehend dem Raumtyp „Stadtregionen“ in Österreich.
Sie bildet die wesentlichen Ergebnisse des Projektes
„Räumliche Entwicklungen in österreichischen
Stadtregionen: Handlungsbedarf und Steuerungs-
möglichkeiten“, das von Juni 2008 bis November 2009
vom Department für Raumentwicklung, Infrastruk-
tur- und Umweltplanung der TU Wien durchgeführt
wurde, ab. 

Im Projekt ging es vor allem um die Abgrenzung und
Definition von funktionalen Stadtregionen in Öster-
reich, die Analyse der räumlichen Entwicklungen so-
wie der Akteurskonstellationen in ausgewählten
österreichischen Stadtregionen, die Identifikation
des Handlungsbedarfs/von Handlungserfordernis-
sen vor allem für AkteurInnen der politisch-adminis-
trativen Systeme im Rahmen der Raumordnung und

Raumplanung, die Darlegung von innovativen Ansät-
zen zur Steuerung der räumlichen Entwicklungen in
Stadtregionen sowie die Ableitung von Handlungs-
empfehlungen hinsichtlich der Frage, wie auf die ver-
schiedenen stadtregionalen Herausforderungen rea-
giert werden kann, und welche Steuerungsformen so-
wie Instrumente dafür geeignet sind.

Forschungsansatz: In weiten Teilen des Projektes
wurde der Ansatz der „Interactive Research“ verfolgt.
Von WissenschafterInnen unterschiedlicher Diszipli-
nen, VertreterInnen verschiedener politisch-admini-
strativer Institutionen sowie der Wirtschaft wurde im
Rahmen von Workshops (u. a. zwei Fokusgruppen-
Workshops) gemeinsam ein Wissensstand hinsicht-
lich der Projektfragestellungen erarbeitet. Im Endef-
fekt sollten damit zwei Ziele erreicht werden: Erstens
die Entwicklung eines praxisorientierten Wissens
(Handlungserfordernisse), die von den involvierten
AkteurInnen gemeinsam erarbeitet wurden und
zweitens die Entwicklung eines transdisziplinären
Wissens und Ansatzes (Handlungsempfehlungen).

Ein wesentliches Ziel dieser Publikation besteht vor
allem darin, die Möglichkeiten der Steuerung von
räumlichen Entwicklungen in Stadtregionen in
Österreich stärker in das Bewusstsein der verantwort-
lichen AkteurInnen des Bundes, der Länder, Städte
und Gemeinden (aber auch der Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft) zu rücken. Schließlich ist das Herstellen
von „Awareness“ für die Lösung der Problematiken
der Stadtregionen eine wichtige Voraussetzung, um
zu geeigneten Steuerungsformen zu gelangen. 

Begriff „Stadtregionen“: Grundlagen 
und Methodik

Aufgrund der wirtschaftlichen, technologischen und
sozialen Entwicklung kommt es seit den 1960er-Jah-
ren in Österreich zunehmend zur Herausbildung von
zusammenhängenden Stadtregionen, die über die
administrativen Gemeindegrenzen hinausgehen.
Dieser Prozess war ursprünglich von deutlich fordis-
tischen Arbeits- und Lebensbedingungen geprägt,
sodass die Beziehungen zwischen der Stadt, als dem
Zentrum mit seinem ‚Hinterland’ als Außengebiet der
Stadtregion, im Mittelpunkt der Forschungsbemü-
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hungen standen. Versucht man nun Stadtregionen in
der aktuellen Situation zu identifizieren, so ist dieses
traditionelle Verständnis von Stadt-Umland-Bezie-
hungen zu modifizieren.

Die Österreichischen Stadtregionen werden unter 
Berücksichtigung von Homogenitäts- und Funktions-
kriterien definiert und abgegrenzt. Anstelle von
statistischen Einheiten wie Gemeinden oder Sied-
lungseinheiten werden in diesem Ansatz gleichförmi-
ge Rasterzellen von 500x500m Seitenlänge verwen-
det, denen jeweils die genaue Anzahl an Wohnbevöl-
kerung und Beschäftigten zugeordnet ist. Aufgrund
dieses Wechsels von statistischen Einheiten zur ras-
ter-basierten Darstellung lassen sich nicht nur Dich-
tewerte mit großer Genauigkeit berechnen, es werden
auch topologische und geometrische Merkmale wie
Nachbarschaft, Distanz oder Fläche sehr gut opera-
tionalisierbar.

Auf Basis dieser rasterbasierten Daten werden unter
Beachtung der Vorstellung einer polyzentrischen
Siedlungsentwicklung in städtischen Agglomeratio-
nen, die sich unabhängig von Gemeindegrenzen ent-
wickelt haben, folgende Raumkategorien verwendet:
Agglomerationsraum, Kernsiedlungsgebiet, Ergän-
zungsgebiet, Außenzone, Stadtregionen (funktionale
räumliche Einheiten, die sich aus dem städtisch ver-
dichteten Agglomerationsraum und der dieser zuge-
ordneten Außenzone zusammensetzen). Mithilfe die-
ser Methode konnten Agglomerationsräume und ent-
sprechende Außenzonen in insgesamt 38 Österreichi-
sche Stadtregionen abgegrenzt werden. Schließlich
erfolgte eine Typisierung der Stadtregionen nach fol-
genden Kriterien: Größe der Stadtregion, Wirtschafts-
struktur, Einbettung in das Siedlungssystem. 

Von „Steuerung“ zu „Regional Governance“

Um den Herausforderungen, die sich aus den räumli-
chen Entwicklungen in Stadtregionen ergeben, aktiv
begegnen zu können, sind inzwischen vielfältige Ver-
fahren und Strukturen für die stadtregionale Steue-
rung und Koordinierung entwickelt worden. In die-
sem Zusammenhang wird die Wirksamkeit von „klas-
sischen“ direkten („harten“) Steuerungsinstrumen-
ten der Stadt- und Regionalplanung kritisch
hinterfragt und eine Bedeutungszunahme von indi-
rekten, stärker kommunikativ und kooperativ ausge-
richteten („weichen“) Steuerungsinstrumenten kons-
tatiert. Dies steht im Zusammenhang mit einem ver-
änderten Steuerungsverständnis, das auch die Raum-
planung als Teil des staatlichen Handelns betrifft. Der
erhöhte Koordinationsbedarf in den Stadtregionen
bedarf vor allem des Einsatzes von kooperativen Ver-
fahren und Strukturen. Regional Governance basiert
auf Konzepten, die verstärkt auf Kooperation und Ver-
handlung ausgerichtet sind, und in welchen es vor al-

lem um eine zielgerichtete Kombination unter-
schiedlicher Steuerungsinstrumente (direkte, indi-
rekte) sowie verschiedener Steuerungsmechanismen
(Hierarchie, Netzwerke, Markt) geht. Dieser Steue-
rungsmodus ist davon abhängig, wie gut es gelingt,
das „Verhandlungsdilemma“ zu überwinden, d. h. in-
wiefern es bei konkurrierenden und kompetitiven
Akteursinteressen möglich ist, zu gemeinsamen Lö-
sungen zu kommen. Daher sind Anreizsysteme und
geeignete Steuerungsinstrumente zentrale Bestand-
teile von Regional Governance, um Kooperationen zu
ermöglichen und zu unterstützen.

Allgemeine Entwicklungen in 
österreichischen Stadtregionen

� Demografische Entwicklungen: Mit +3 % fiel die
Bevölkerungszunahme zwischen 1991 und 2001 in
Stadtregionen nicht wesentlich höher aus als im
österreichischen Durchschnitt. Allerdings war in
den Stadtregionen zum überwiegenden Teil die
positive Wanderungsbilanz dafür verantwortlich
(+2,8 %), zudem konzentrierte sich dort das
Wachstum fast ausschließlich auf die Außenzonen
(+7,5 %). Auch hinsichtlich der Altersstruktur un-
terscheiden sich die 38 Stadtregionen in Summe
nicht wesentlich vom Rest Österreichs, jedoch ist
auch hier ein deutliches Gefälle zwischen den Ag-
glomerationsräumen und den Außenzonen zu be-
obachten, das sich allerdings zwischen 1991 und
2001 verringert hat. 

� Wirtschaftliche Entwicklungen: Ähnlich wie
bei der Bevölkerungsentwicklung konzentrierte
sich das Beschäftigungswachstum vor allem auf
die Stadtumlandbereiche. Am deutlichsten ist
dieses Gefälle in den Großstadtregionen mit ho-
hem Anteil urbaner Dienstleistungen und den
Kleinstadtregionen in singulärer Lage. Im Ge-
gensatz dazu war das Beschäftigungswachstum
in den urbanen Klein- und Mittelstadtregionen
und den touristisch geprägten Kleinstadtregio-
nen vor allem auf die Agglomerationsräume
konzentriert. 

� Entwicklung der Verkehrsströme: Zwischen 1991
und 2001 hat die Zahl der AuspendlerInnen in den
Stadtregionen zwar deutlich zugenommen (+28,9 %),
doch war diese Entwicklung hier deutlich langsa-
mer als im Rest Österreichs, wo eine Steigerung
von mehr als 55 % zu beobachten war. Die höhere
Zunahme in den Außenzonen aller Stadtregionen
täuscht allerdings insofern, als dieser Wert von der
besonderen Situation Wiens dominiert wird. In
fast allen anderen Typen von Stadtregionen war
der Zuwachs in den Agglomerationsräumen höher
als im Stadtumland. Dieser Befund zeigt, dass zu-
nehmend auch BewohnerInnen der dicht besie-
delten Kerngebiete dazu tendieren, in das Umland
auszupendeln. 
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� Fiskalische Entwicklungen: Es zeigt sich, dass die
Kernstädte im Vergleich zu den anderen Gemein-
detypen die mit Abstand höchsten Nettofinanzie-
rungserfordernisse haben; also jene Ausgaben, die
nicht funktionsspezifisch durch Gebühren oder
Transfers gedeckt, sondern durch den allgemeinen
Haushalt bestritten werden müssen. Die Nettofi-
nanzierungserfordernisse der Umlandgemeinden
für zentralörtliche Aufgaben sind gar nicht, jene
für ballungsraumspezifische Aufgaben nur bei den
Gemeinden im (engeren) Agglomerationsraum
leicht erhöht gegenüber Gemeinden außerhalb
von Stadtregionen. Dies deutet auf eine starke
Stadt-Umland-Komplementarität hin: Mitversor-
gung der Gemeinden im Agglomerationsraum und
Außenzone durch Dienste der Kernstadt ohne ent-
sprechende finanzielle Kompensation.

In einem fachlichen Dialog zwischen den im Projekt
involvierten, zentralen Akteursgruppen wurden für ei-
ne weiter gehende Analyse von räumlichen Entwick-
lungen sowie für eine Akteursanalyse folgende Stadt-
regionen ausgewählt: St. Johann im Pongau, Graz-
Graz-Umgebung, Stockerau-Korneuburg-Wien21. 

Stadtregionale Handlungsbereiche und 
Steuerungsinstrumente

Aus der Analyse der räumlichen Entwicklungen und
den Akteurskonstellationen in den drei ausgewählten
Stadtregionen ergaben sich folgende steuerungsbe-
zogene Handlungsbereiche: wirtschaftliche Entwick-
lung und regionale Betriebsansiedelung, Bevölke-
rungsentwicklung und Lebensqualität, Siedlungsent-
wicklung und Kulturlandschaft, Verkehrsentwicklung
sowie Regional Governance.

Die Handlungsbereiche „regionale Betriebsansied-
lung“ (Instrumente und Maßnahmen u. a. örtliche
Planungsmaßnahmen, fiskalische Anreize, planungs-
rechtliche Sicherung von Standorten), „Zersiedelung
und Nutzung von Bauland“ (u. a. Baulandmobilisie-
rung, Baulandumlegung, Wohnbauförderung); „Ver-
kehrsentwicklung“ (u. a. preispolitische Instrumente,
City-Maut) sowie „Regional Governance“ (Koopera-
tionen: SUM Wien-Niederösterreich, Regionalmana-
gement Graz-Graz-Umgebung, Regionalverband
Pongau) wurden für eine vertiefende Betrachtung
ausgewählt. Bezogen auf diese Handlungsbereiche
wurden Good-Practice-Beispiele vor allem aus
Deutschland und der Schweiz eingearbeitet.

Grundsätzliche Handlungsempfehlungen 
hinsichtlich der Steuerung räumlicher 
Entwicklungen in Stadtregionen

Offenbar stellen die dynamischen Beziehungen und
Verflechtungen zwischen Kernstädten und Umland-

gemeinden die AkteurInnen aus Politik und Verwal-
tung für die Durchführung einer zielgerichteten und
kohärenten Steuerung vor große Probleme. Hier be-
steht mit Sicherheit der größte Handlungsbedarf, zu-
mal es bislang keine allgemein gültige Definition und
Abgrenzung und kaum integrierte Ansätze zur Steue-
rung von stadtregionalen Prozessen gibt.

Handlungsempfehlungen und 
Handlungserfordernisse

� Verankerung des Begriffs „Stadtregion“ in Politik
und Verwaltung: Entwicklung einer nationalen Ag-
glomerations- und Städtepolitik, Definition von
Stadtregionen, Entwicklung des österreichischen
Netzes von Stadtregionen im Kontext europäischer
Entwicklungen, verstärkte Berücksichtigung un-
terschiedlicher Raumtypen in der Raumentwick-
lungspolitik;

� Schaffung integrierter Daten- und Planungs-
grundlagen: Erhebung von regionsspezifischen
Datengrundlagen, Erhebung von regionalen Flä-
chenpotenzialen nach Standorttypen, Erfassung
der Funktionen von Freiflächen, Entwicklung ei-
ner standardisierten Methodik und Darstellung für
Abschätzung der fiskalischen Wirkung von regio-
nalen Betriebsansiedlungen, Erfassung und Evalu-
ierung bestehender Kooperationen und kategoria-
le Bewertung von Kooperationsergebnissen, Veröf-
fentlichen und Sichtbarmachen stadtregionaler
Entwicklungen;

� vermehrte Durchführung von Zieldiskussionen
unter den Prämissen „nachhaltige Entwicklung“
und „territoriale Kohäsion“ in der Raumplanung:
Durchführung von Strategiediskussionen, Ent-
wicklung überörtlicher Planungsstrategien, Über-
prüfung und Evaluierung planerischer Ziele und
Maßnahmen;

� Einrichtung von Stadtregionen als Planungs- und
Handlungsebene sowie gezielte Förderung stadt-
regionaler Kooperationen: u. a. Durchführung von
Bottom-up-Prozessen zur Bildung von Stadtregio-
nen, Festlegung der stadtregionalen Kooperations-
form, Überwindung von Barrieren bei der Bildung
von stadtregionalen Kooperationen, Berücksichti-
gung der Spezifika von bundesländerübergreifen-
den stadtregionalen Kooperationen, verstärkter
Einsatz von kommunikativen Instrumenten und
der Öffentlichkeitsarbeit in Stadtregionen;

� Gezielte Verbesserung der Steuerungsinstrumente
der Raumplanung und anderer Sektorpolitiken: 
u. a. Aufwertung der überörtlichen Raumplanung
und verbesserte Abstimmung mit der örtlichen
Raumplanung, Ergänzung des Planungsinstru-
mentariums um (groß-)projektbezogene Pla-
nungsinstrumente, räumliche Fokussierung der
Wohnbauförderung, Flächensicherung für hoch-
rangige Verkehrstrassen (ÖV, IV) und Ausbau in
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Abstimmung mit der überörtlichen und örtlichen
Raumplanung, stärkere Anlastung der Verkehrsin-
frastrukturkosten an die NutzerInnen, weitere At-
traktivierung der Ansiedlung von innerstädtischen
Einkaufszentren (EKZ), Erhöhung der Verfügbar-
keit und Attraktivität für hochwertige regionale Be-
triebsstandorte, „aufgabenorientierte Mittelvertei-
lung“ im Finanzausgleich;

� Differenzierung des Steuerungsinstrumentariums
nach Stadtregionen: u. a. Aufnahme des Raumtyps
„Stadtregionen“ in das planerische Instrumentari-
um, Abstimmung der Ziele und Maßnahmen zwi-
schen Stadtregionen und anderen Raumtypen,
Differenzierte und stadtregionsbezogene Wohn-
bauförderungsmaßnahmen, Übertragen von Be-
triebsgebiete- und EKZ-bezogene Maßnahmen
auf Stadtregionen, Abstimmung ausgewählter und
problembezogener Instrumente bei länder- und
staatsgrenzenüberschreitender Zusammenarbeit;

� Verbesserte Abstimmung zwischen „harten“ und
„weichen“ Steuerungsinstrumenten der Raumpla-
nung: Entwicklung von Maßnahmenbündeln zur
Zersiedelungsabwehr, Abstimmung der Instru-
mente in der örtlichen Planung, Entwicklung eines
abgestimmten Instrumentariums in der „Boden-
politik“, Abstimmung der Maßnahmen und Ins-
trumente zur Entwicklung und Vermarktung von
Betriebsstandorten

� Verstärkte Zusammenarbeit zwischen allen Part-
nerInnen des föderalistischen Staates: Bilden einer
Kooperationsplattform „Stadtregionen“.


